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Simone Lange ist in der Pflicht bei
den Schwangerschaftsabbrüchen
SSW verlangt bis zum Sommer ein tragfähiges Konzept von
Oberbürgermeisterin zur Lösung der Schwangerschaftsabbrüche in
Flensburg

Die Ergebnisse der Beratungen in der Arbeitsgruppe zur Situation der
Schwangerschaftsabbrüche in Flensburg wurden letzten Montag im
Sozialausschuss vorgestellt. Nach massiver Kritik legte Oberbürgermeisterin
Simone Lange vier Tage später in einer Pressemitteilung ihre Bewertung der
Ergebnisse vor. Gestern diskutierte die SSW-Ratsfraktion die Situation der
Schwangerschaftsabbrüche in Flensburg und zeigte sich enttäuscht von der
Oberbürgermeisterin.
Die SSW-Fraktionsvorsitzende Susanne Schäfer-Quäck ist irritiert: „Die
Ratsversammlung hatte die Arbeitsgruppe gefordert und durchgesetzt, damit
alle Optionen zur Sicherung der Versorgungsstrukturen zum
Schwangerschaftsabbruch unabhängig geprüft werden. Viel ist über die
Sitzungen spekuliert worden. Darum war es gut und richtig, im öffentlichen
Teil der Sitzung über den Stand zu informieren. Doch die Präsentation der
unterschiedlichen Szenarien hat nur zu mehr Verwirrung geführt.“
Oberbürgermeisterin Simone Lange fordert vom Land die Einrichtung und
Finanzierung eines ambulanten Operationszentrums, in dem neben anderen
Operationen auch Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen werden
könnten. Schäfer-Quäck: „Diese Lösung scheint mir nicht belastbar, weil sie
eine bloße Forderung ist. Die Landesregierung hat noch gar keine inhaltliche
Zusage gemacht, wie von der Ratsversammlung beim Grundstücksverkauf
gefordert worden war. Ich habe meine Zweifel, ob die Oberbürgermeisterin
überhaupt über diesen Beschluss in Kiel verhandelt hat. Die Politik via
Pressemitteilung scheint das nicht vorzusehen.“
Abschließend sagte Susanne Schäfer-Quäck: "Ich finde das Vorgehen der
Oberbürgermeisterin sehr bedauerlich, weil das Jahrhundertprojekt
Zentralkrankenhaus auf diese Weise in Misskredit gerät. Der SSW unterstützt



nach wie vor den Bau eines modernen Zentralkrankenhauses. Aber wir
erwarten auch, dass die Herausforderungen mit den mangelhaften Angebot
an Schwangerschaftsabbrüchen zeitnah gelöst wird. Die
Oberbürgermeisterin hatte eine städtische Lösung in Aussicht gestellt; nun
fordert sie vom Land eine Lösung. Wir sehen  die  Oberbürgermeisterin -
gemeinsam mit der Landesregierung – weiterhin in der Verantwortung. Der
SSW verlangt, dass Simone Lange bis zum Sommer ein tragfähiges und
zukunftsfähiges Konzept vorlegt.“
 


